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REACH IN DER PRAXIS

Explosionsschutz nun in der Gefahr-
stoffverordnung geregelt
Von Dr. Torsten Wolf, BAuA, Dortmund

Ab 1.6.2015 trat die geänderte Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV 2015) in Kraft. Mit ihr
sind die zentralen Vorschriften zum atmosphärischen Explosionsschutz in die Gefahrstoffverord-
nung verschoben worden. Damit ist die Beurteilung aller Explosionsgefahren einheitlich in einer
Vorschrift geregelt.

n Ausgangspunkt

Historisch waren in Deutschland früher
unter dem Begriff überwachungs-
bedürftige Anlagen unter Anderem

• elektrische Anlagen in explosions-
gefährdeten Bereichen (ElexV),

• Anlagen, in denen brennbare Flüs-
sigkeiten (VbF) gelagert oder abge-
füllt sowie

• Druck und Druckgasbehälter ein-
schließlich Rohrleitungen, in denen
brennbare Gase gespeichert wer-
den (DruckbehV)

jeweils in Einzelverordnungen geregelt.

Rechtsgrundlage für diese überwa-
chungsbedürftigen Anlagen und der
Einzelverordnungen war erst die Ge-
werbeordnung (GewO) und später das
Geräte- und heute das Produktsicher-
heitsgesetz (ProdSG).

Mit dem Erlass der Betriebssicherheits-
verordnung 2002 wurden die anlagen-
bezogenen Regelungen dieser Vor-
schriften zum Betrieb in dieser zusam-
mengefasst, während die Beschaffen-
heitsanforderungen in europäischen
Inverkehrbringensvorschriften gere-
gelt wurden. Die nationale Umsetzung
solcher Beschaffenheitsanforderungen
ist z.B. die Explosionsschutzverordnung
(11. ProdSV).

Gleichzeitig wurde die europäischen
Arbeitsschutzrichtlinie zum Explosions-

schutz („ATEX 137“, Richtlinie 1999/
92/EG) in das nationale Regelwerk
integriert, und zwar derart, dass die
Explosionsgefährdungen unter atmo-
sphärischen Bedingungen in der Be-
triebssicherheitsverordnung, diejenigen
Explosionsgefährdungen unter nicht-
atmosphärischen Bedingungen sowie
die Maßnahmen, die Explosions-
gefährdungen verhindern, in der Ge-
fahrstoffverordnung geregelt sind.

n Stoffliche Regelungen

Gefahrstoffe führen zu Gefährdungen
von Beschäftigten und anderer Per-
sonen. Betrachtet man die Vorausset-
zungen für eine Explosion, so stehen
die stofflichen Voraussetzungen (brenn-
barer Stoff, Sauerstoff und gegebe-
nenfalls Katalysator) im Vordergrund
(siehe Abbildung 1). Daher liegt es na-
he, sämtliche Brand- und Explosions-
gefährdungen im Gefahrstoffrecht zu
behandeln.

Zeitgleich mit der Änderung der Ge-
fahrstoffverordnung tritt auch die eu-
ropäische CLP-Verordnung vollständig
in Kraft, mit der Wirkung, dass Herstel-
ler und Importeure alle Stoffe und Ge-
mische nach den Kriterien dieser Ver-
ordnung einstufen und kennzeichnen
müssen.

Für die ehemals (leicht/hoch) entzünd-
lichen Gefahrstoffe bedeutet das, dass
diese jetzt als (leicht/extrem) entzünd-
bar bezeichnet werden. Neu ist, dass
die Grenze für die Einstufung als ent-
zündbare Flüssigkeiten auf 60 °C er-
höht ist und alle entzündbaren, auch
die ehemaligen mit R10 eingestuf-
ten entzündlichen, Flüssigkeiten mit
dem Piktogramm Flamme (GHS02)
gekennzeichnet werden (siehe Abbil-
dung 2).

Abb. 1: Zuordnung der Voraussetzungen
für einen Brand nach Emmons zu den
Arbeitsschutz-Vorschriften

Abb. 2: Einordnung von Flüssigkeiten in
Abhängigkeit vom Flammpunkt
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Im nachgelagerten Technischen Regel-
werk werden darüber hinaus Flüssig-
keiten mit einem Flammpunkt bis
370 °C als brennbare Flüssigkeiten be-
nannt. Die Obergrenze von 370 °C er-
gibt sich aus der Bestimmungsgrenze
für Flammpunkte nach Pensky-Mar-
tens in DIN EN ISO 2719:2003-09.

Auch bei den Feststoffen gibt es neben
den als entzündbar eingestuften Stof-
fen weitere brennbare Stoffe. Die Kri-
terien für Brennbarkeit sind zwar nicht
explizit definiert, aber für viele Fest-
stoffe ist bekannt oder kann zumindest
ermittelt werden, ob sie nach einer
Entzündung weiter brennen.

n Zoneneinteilung

Das System der Zoneneinteilung nach
der Häufigkeit des Auftretens explo-
sionsfähiger Atmosphäre (Zone 0, 1, 2
für Gase, Dampfe und Nebel sowie 20,
21, 22 für Stäube) ist beibehalten wor-
den. Für die Vielzahl der Anlagen mit
Explosionsgefährdungen sind Zonen
auch ein wichtiges System zur einheit-
lichen Festlegung und Kommunikation
von Explosionsschutzmaßnahmen. Es
sind aber nicht zwingend alle Situatio-
nen in dieses System zu bringen.

Wer z.B. für 30 Minuten Teppichklebe-
arbeiten durchführt, musste früher
entscheiden, ob Zone 0 vorliegt, weil
während der Arbeiten ständig explo-
sionsfähige Atmosphäre besteht, oder
in dem Raum nur 30 Minuten pro Jahr,
was zu Festlegung einer Zone 0 oder 2
führt. Nun kann der Arbeitgeber nach
der Feststellung der Explosionsgefähr-
dung direkt die Explosionsschutzmaß-
nahmen festlegen und z.B. auch ein
explosionsgeschütztes Gerät der Kate-
gorie 2G, das eigentlich primär für
Zone 1 geeignet ist, wählen.

n Kennzeichnung von
Bereichen

In einer Vorschrift geregelt ist nun auch
die Kennzeichnung von Bereichen. La-
gerbereiche mit erhöhter Brandgefahr

durch brennbare Gefahrstoffe (z.B.
nach TRGS 800) sind mit dem Warn-
zeichen W021 „Warnung vor feuerge-
fährlichen Stoffen“ (siehe Abbildung 3)
zu kennzeichnen.

Arbeitsbereiche, in denen gefährliche
explosionsfähige Atmosphären (Zonen)
auftreten können, sind mit dem Warn-
zeichen D-W021 „Warnung vor explo-
sionsfähiger Atmosphäre“ (siehe Ab-
bildung 4) zu kennzeichnen. Die Kenn-
zeichnung erfolgt in der Regel an den
Zugangspunkten zu den Bereichen.

n Schutzmaßnahmen

Die Vorgaben zur Auswahl der Schutz-
maßnahmen haben sich nicht ver-
ändert. Es gilt weiterhin das Prinzip,
dass bei der Auswahl in der Reihen-
folge Substitution – technische Maß-
nahmen – organisatorische Maßnah-
men – persönliche Maßnahmen – vor-
gegangen werden soll. Das ist für den
Explosionsschutz nicht so explizit ver-
ankert. Die allgemeine Vorgehensweise
zur Festlegung von Explosionsschutz-
maßnahmen ist in TRGS 720ff beschrei-
ben.

Neu ist die Forderung, dass Gefahr-
stoffströme automatisch begrenzt
oder unterbrochen werden müssen,
wenn die Gefährdungsbeurteilung das
ergibt. Gleiches gilt für die Abstände
zu Lagerorten von Gefahrstoffen. Nä-
heres regeln die seit längerem z.B. die
TRGS 509/TRGS 510.

Entfallen ist, dass Fluchtmittel bereit-
gestellt werden müssen.

Relevant ist, dass auch Arbeitgeber
ohne Beschäftigte die jeweiligen
Schutzmaßnahmen ergreifen müssen.
Angesichts der hohen Gefährdung an-
derer durch Explosionen ist dies auch
gerechtfertigt.

n Explosionsschutzdokument

Das Explosionsschutzdokument (ehe-
mals § 6 BetrSichV 2002) war das zen-
trale Dokument zur Beschreibung der
Explosionsschutzmaßnahmen. Oft-
mals spitzte sich die Frage nach Explo-
sionsschutzmaßnahmen darauf zu, ob
ein Dokument zu erstellen ist. Dabei
war vielfach ein Dokument nicht erfor-
derlich, weil z.B. durch nicht spezi-
fische Maßnahmen wie etwa die
Raumlüftung die Bildung einer explosi-
onsfähigen Atmosphäre ausgeschlos-
sen wurde. Auch z.B. der Betrieb eines
Gasgrills führte nach allgemeiner Auf-
fassung nicht zur Notwendigkeit eines
Explosionsschutzdokumentes, weil die
Maßnahmen (wie Dichtigkeit der gas-
führenden Armaturen, Verbrauch von
Restmengen vor dem Öffnen von Ver-
bindungen) die Bildung gefährlicher
explosionsfähiger Atmosphäre verhin-
dern und damit eine formale Zonen-
einteilung nicht notwendig machen.
Dennoch wird empfohlen, Zündquel-
len im Umfeld zu vermeiden.

Das Beispiel zeigt, dass nicht die Frage
der Zonen entscheidend für Explo-
sionsschutzmaßnahmen ist, sondern
die Gesamtheit aller ergriffenen Maß-
nahmen. Diese sind in der Dokumenta-
tion auch gesamtheitlich zu betrach-
ten. Daher fordert die Gefahrstoffver-

Abb. 3: Warnzeichen D-W021 „Warnung
vor feuergefährlichen Stoffen“

Abb. 4: Warnzeichen W021 „Warnung
vor explosionsfähiger Atmosphäre“
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ordnung, dass alle Gefährdungen
durch explosionsfähige Gemische (also
nicht nur Atmosphäre) dargestellt wer-
den müssen. Ein extra Dokument ist
übrigens nicht erforderlich. Allerdings
müssen die Explosionsgefährdungen
und Schutzmaßnahmen gegen diese
explizit im Rahmen der Gefährdungs-
beurteilung beurteilt werden. Zur Be-
trachtung gehört insbesondere:

1. dass die Explosionsgefährdungen er-
mittelt und bewertet worden sind,

2. dass angemessene Vorkehrungen
getroffen werden, um die Ziele des
Explosionsschutzes zu erreichen
(Darlegung eines Explosionsschutz-
konzeptes),

3. ob und welche Bereiche in Zonen
eingeteilt wurden,

4. für welche Bereiche Explosions-
schutzmaßnahmen getroffen wur-
den,

5. wie die Regelungen für Fremdfirmen
sind und

6. welche Überprüfungen nach Gef-
StoffV und welche Prüfungen zum
Explosionsschutz nach BetrSichV
2015 durchzuführen sind.

Damit ist eine vollständige Betrach-
tung an einer Stelle gewährleistet.

n Verbindung zum Inverkehr-
bringensrecht

Der Arbeitgeber muss im Rahmen
seiner Gefährdungsbeurteilung fest-
legen, welche Schutzmaßnahmen zu
ergreifen sind. Dazu gehört auch, dass
er diejenigen Betriebsparameter ermit-
telt, die benötigt werden, um aus den
auf dem Markt verfügbaren Geräten
die richtigen auszuwählen.

Die TRGS 407 enthält beispielhaft eine
Auswahl solcher Parameter:

1. Gerätekategorie bzw. Maß der
Zündquellenfreiheit,

2. Temperaturklasse bzw. maximal
zulässige Oberflächentemperatur,

3. Explosionsuntergruppe (Grenz-
spaltweite bzw. Mindestzünd-
stromverhältnis), und

4. Ableitwiderstand.

n Verbindung zur Betriebs-
sicherheitsverordnung

Die Betriebssicherheitsverordnung re-
gelt insbesondere auch, wie über-
wachungsdürftige Anlagen betrieben
werden.

Eine Erlaubnis ist aus Gründen des Ex-
plosionsschutzes nicht erforderlich, es
kann aber sein, dass in erlaubnispflich-
tigen Anlagen wie z.B. Tankstellen ex-
plosionsgefährdete Bereiche vorhan-
den sind.

Die Betriebssicherheitsverordnung for-
dert weiterhin die Prüfung der Arbeits-
mittel in explosionsgefährdeten Berei-
chen, aber auch die Prüfung auf Funk-
tion und Wirksamkeit der technischen
Schutzmaßnahmen durch dazu beson-
ders befähigte Personen. In erlaubnis-
bedürftigen Anlagen ist der Explosions-
schutz durch eine Zugelassene Über-
wachungsstelle prüfen zu lassen (An-
hang 2 Abschnitt 3 Nr. 4.1 BetrSichV
2015).

n Fazit

Mit der gemeinsamen Änderung der
Betriebssicherheits- und der Gefahr-
stoffverordnung sind nun die Vor-
schriften des Explosionsschutzes weit-
gehend überschneidungsfrei und für

die Praxis einfacher gestaltet worden.
Die europäische Arbeitsschutzrichtlinie
zum Explosionsschutz ist jetzt vollstän-
dig in der Gefahrstoffverordnung um-
gesetzt. Neue inhaltliche Anforderun-
gen ergeben sich nicht.

n Quellen

Änderungsverordnung (ebenfalls Betr-
SichV 2015):

Link:
http://bit.ly/1M6goaN

(zugegriffen 1.7.2015)

Konsolidierte Fassung der Gefahrstoff-
verordnung mit sichtbaren Änderun-
gen:

Link:
http://bit.ly/1LaozUe

(zugegriffen 1.7.2015)

BGN: Beispiele zur Zoneneinteilung:

Link:
http://bit.ly/1Ljq698

(zugegriffen 1.7.2015)
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